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Dobrindt ignoriert
Gerichtsentscheidung: Asylverfahren in

der Kritik!
Darmstadt wird zum Schauplatz juristischer

Auseinandersetzungen über Asyl und
Gerichtsentscheidungen; die politische und rechtliche

Debatte spitzt sich zu.

Darmstadt, Deutschland - Ein aktueller Beschluss des
Verwaltungsgerichts Berlin sorgt für Aufregung und Diskussion
in der deutschen Asylpolitik. Er betrifft die Zurückweisung dreier
somalischer Asylsuchender, die an der deutschen Grenze eine
Vorstellung von ihren rechtlichen Möglichkeiten erhielten. Das
Gericht entschied im Eilverfahren, dass Asylsuchende, die an
deutschen Grenzkontrollen um Schutz bitten, nicht ohne eine
gründliche Prüfung des Dublin-Verfahrens einfach abgewiesen
werden dürften. Minister Alexander Dobrindt (CSU) hingegen
hält den Beschluss für eine „Einzelfallentscheidung“ und plant,
die bestehende Praxis fortzusetzen. Dies führt zu erheblichen



Fragen hinsichtlich der Rechtsstaatlichkeit und der Bindung an
Gerichtsentscheidungen.

Der Minister bezieht sich darauf, dass die Entscheidung des
Gerichts, auch wenn sie eine „Einzelfallwirkung“ habe, keine
weitreichenden Veränderungen für die Praxis mit sich bringen
wird. Kritiker betrachten diese Sichtweise als Missachtung
oberster Gerichtsentscheidungen. In diesem Zusammenhang
wird der Vergleich mit einem Aufenthaltsverbot für Frankfurter
Fans vor einem Fußballspiel 2016 herangezogen, das trotz einer
klaren gerichtlichen Anordnung nicht aufgehoben wurde. Wie
beim damaligen Fall könnte auch jetzt das Vertrauen in den
Rechtsstaat durch solch eine Ignoranz auf die Probe gestellt
werden. Der Ordnungsdezernent von Darmstadt begründete
sein Festhalten am Verbot damals mit der „Gefahr von
Ausschreitungen“, was das Signal aussendet, dass politische
Wünsche über rechtliche Grundsätze gestellt werden.

Die Entscheidung hat Folgen

Die Entscheidung des VG Berlin wird weitreichende
Konsequenzen für die Asylpraxis in Deutschland haben. Der
Beschluss besagt, dass die Bundesregierung ihre Praktiken
überprüfen und verbessern muss, um mit den Anforderungen
des Dublin III-Verfahrens Schritt zu halten. Dieses Verfahren
regelt, dass jeder Asylantrag nur von einem Mitgliedstaat
geprüft wird, was die Sekundärwanderung innerhalb Europas
steuern soll. Ein Antragsteller hat in diesem Zusammenhang
eigentlich kein Recht auf Weiterreise nach Deutschland, wenn
ein anderer EU-Mitgliedstaat für sein Asylverfahren zuständig ist.

Die Implementierung dieser Regeln wird allerdings durch die
gegenwärtige Praxis der Rückweisung in Frage gestellt. Dobrindt
muss nach Einschätzung vieler Experten dringend bessere
rechtliche Begründungen für seine Vorgehensweise liefern, da
die Argumente, die die Bundesregierung vor dem Gericht
vorbrachte, nicht ausreichen, um eine „Notlage“ laut EU-Recht
zu rechtfertigen. Das Anhängigwerden eines



Hauptsacheverfahrens am Verwaltungsgericht Berlin könnte
zudem dazu führen, dass ähnliche Fälle an andere Gerichte in
Deutschland gelangen. Vielleicht wird sogar ein bewegendes
Urteil des Europäischen Gerichtshofs nicht ausgeschlossen,
wenn die Situation es erfordert.

Rechtsstaatlichkeit unter Druck

Der Umgang mit den Entscheidungen des VG Berlin wirft
grundlegende Fragen auf. Immer wieder wird auf die
Verantwortung der politischen Akteure hingewiesen, sich an die
Prinzipien des Rechtsstaats zu halten und die Grundrechte zu
respektieren. Dobrindt und sein Ministerium haben bislang nicht
auf die kritischen Stimmen zu ihrer Haltung reagiert, was in
vielen Kreisen als problematisch angesehen wird. Ehemalige
Verfassungsrichter stellen die Glaubwürdigkeit der Politik in
Frage, wenn diese Gerichtsentscheidungen ignoriert. Der
aufkommende Verdacht, dass Symbolpolitik über der
tatsächlichen Rechtslage steht, könnte schwerwiegende Folgen
für das Vertrauen in staatliche Institutionen haben.

In dieser Sache könnte auch die drohende finanzielle Belastung
durch mögliche Gerichts- und Anwaltskosten ein relevantes
Thema werden, besonders wenn sich herausstellt, dass dringend
notwendige Entscheidungen nicht im Sinne der
Rechtsstaatlichkeit oder der Grundrechte umgesetzt werden.
Diese Situation könnte möglicherweise nicht nur am
Verwaltungsgericht Berlin, sondern auch an anderen Orten ein
Thema werden und weitere Diskussionen in der deutschen
Gesellschaft auslösen.

Die rechtlichen Herausforderungen im Zusammenhang mit dem
Dublin-Verfahren sind also noch lange nicht abgeschlossen. Es
bleibt abzuwarten, wie sich die Bundesregierung auf diese
komplexe Materie einstellen wird. Die nächste Zeit könnte
entscheidend dafür sein, ob die politischen Akteure ein gutes
Händchen für das Vertrauen der Bürgerschaft in die Rechte und
den Rechtsstaat haben werden.
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